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Niederschrift 
 

über die 18. Sitzung der Gemeindevertretung Utersum am Donnerstag, dem 25.03.2021, im 
Taarepshüs. 

Anwesend sind: Dauer der Sitzung: 19:30 Uhr - 21:56 Uhr 
 
 Gemeindevertreter 
Frau Göntje Schwab Bürgermeisterin  
Herr Michael Brodersen   
Frau Janette Carstensen   
Frau Meike Clausen   
Herr Björn Hansen   
Herr Brar Nickelsen 2. stellv. Bürgermeister  
Herr Jörg Rosteck   
Herr Karsten Rosteck   
Herr Erk Wögens 1. stellv. Bürgermeister  
 von der Verwaltung 
Herr Daniel Schenck   
 

Entschuldigt fehlen: 
 
 

Tagesordnung: 

 1 .  Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 2 .  Anträge zur Tagesordnung 
 3 .  Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung und Beschlussfassung von Tagesord-

nungspunkten 
 4 .  Einwendungen gegen die Niederschrift über die 17. Sitzung (öffentlicher Teil) 
 5 .  Einwohnerfragestunde 
 6 .  Bericht der Bürgermeisterin 
 7 .  Bericht der Ausschussvorsitzenden 
 8 .  Kurbetriebsangelegenheiten 
 9 .  1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 der Gemeinde Utersum hier: Ent-

wurfs- und Auslegungsbeschluss 
Vorlage: Uter/000054/1 

 10 .  Beratung und Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2018 des Kurbetriebes der Ge-
meinde Utersum 
Vorlage: Uter/000201 

 11 .  Beratung und Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2019 der Gemeinde Utersum 
sowie Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
Vorlage: Uter/000199 

 
 
 
 1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Anwesenheit und der Be-

schlussfähigkeit 
  

Bürgermeisterin Schwab begrüßt die Anwesenden, stellt die ordnungsgemäße Einla-
dung, die Anwesenheit sowie die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung.  
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 2. Anträge zur Tagesordnung 
  

Bürgermeisterin Schwab berichtet, das der TOP 9 vertagt werden müsse, da Rückmel-
dungen an das Amt noch nicht eingegangen seien.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Der TOP 9 wird vertagt. 
 
 

 3. Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung und Beschlussfassung von 
Tagesordnungspunkten 

  
Bürgermeisterin Schwab stellt die nichtöffentliche Beratung der TOP 12 - 17 zur Ab-
stimmung.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Da überwiegende Belange des öffentlichen Wohls sowie berechtigte Interessen Einzel-
ner es erforderlich machen, werden die genannten Tagesordnungspunkte nichtöffentlich 
beraten.  
 
 

 4. Einwendungen gegen die Niederschrift über die 17. Sitzung (öffentlicher Teil) 
  

Es gibt keine Einwände gegen Form und Inhalt der Niederschrift der letzten Sitzung. Die 
Niederschrift gilt somit als genehmigt.  
 
 

 5. Einwohnerfragestunde 
  

Auf Nachfrage teilt Bürgermeisterin Schwab mit, dass die angesprochene Tiefbau-
Problematik nicht in der Zuständigkeit der Gemeinde Utersum liege. 
 
 

 6. Bericht der Bürgermeisterin 
  

 Die nächste Sitzung der Gemeindevertretung ist für den 06.05.2021 geplant. 

 Bürgermeisterin Schwab teilt mit, dass für das Quartierskonzept die Förderquote 
erhöht werde. Ein Eigenanteil von 5 % sei jedoch erforderlich. Auf Nachfrage spricht 
sich die Gemeindevertretung für eine Zusammenarbeit mit den Gemeinden von 
Westerland Föhr aus. 

 Bürgermeisterin Schwab berichtet anhand einer E-Mail, dass die Stein-Buhnen bei 
der Rehaklinik wieder entfernt werden müssten. 

 
 

 7. Bericht der Ausschussvorsitzenden 
  

Bürgermeisterin Schwab informiert aus den Sitzungen der Zweckverbände Tourismus-
verband Föhr sowie Dr. Carl-Haeberlin Friesenmuseum Föhr. 
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 8. Kurbetriebsangelegenheiten 
  

 In Utersum finden wieder Veranstaltungen zum Schleswig-Holsteinischen Musikfes-
tival statt. 

 Bürgermeisterin Schwab informiert darüber, dass die Rehaklinik einen neuen Leiter 
habe. 

 Frauke Stahl biete wieder Strandgymnastik an. 
 
 

 9. 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 8 der Gemeinde Utersum 
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
Vorlage: Uter/000054/1 

  
Dieser TOP wird vertagt. 
 
 

 10. Beratung und Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2018 des Kur-
betriebes der Gemeinde Utersum 
Vorlage: Uter/000201 

  
Sachdarstellung mit Begründung: 
 
Der Jahresabschluss 2018 des Kurbetriebes der Gemeinde Utersum wurde von der 
Steuerberatung Thomas Baierl aufgestellt und von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Revision Nord GmbH & Co. KG, Hamburg geprüft. 
 
Nach dem Ergebnis der Prüfung durch die Revision Nord GmbH & Co. KG haben sich 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und des Jahresab-
schlusses nicht ergeben. Nachfolgend wird der 
 

Bestätigungsvermerk 
 
erteilt: 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
 
Wir haben den Jahresabschluss des Kurbetriebes „Kurbetrieb der Gemeinde Utersum“, 
Utersum  — bestehend aus Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der, Gewinn- und Verlust-
rechnung  für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie  
dem Anhang — einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden – geprüft..  Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Kurbetriebes „Kurbe-
trieb der Gemeinde Utersum“ für das Wirtschaftsjahr 01. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse vermittelt 
der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kurbetrie-
bes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den Vorschriften der EigVO i.V.m. den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung dar.  
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unserer Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat. 
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Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und unter Berücksichtigung  des Gesetzes über die 
überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften und die Jahresabschlussprü-
fung  kommunaler Wirtschaftsbetriebe (Kommunalprüfungsgesetz des Landes 
Schleswig Holstein - KPG)und der Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Jahres-
abschlussprüfung kommunaler Wirtschaftsbetriebe des Landes Schleswig-Holstein (AV-
JAP) unter Beachtung der  vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger durchgeführt Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben.. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
dem deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-
sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür Verantwort-
lich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung 

des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-

triebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den Vorschriften der EiGVO entspricht und die Chancen und Risi-

ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet  haben,  um die Aufste l lung e ines Lageber ichts  in  

Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der EigVO zu ermögli-

chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-

gebericht erbringen zu können. 

 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtig-

ten — falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen we-

sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurtei-

le zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 
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dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und unter Berücksichtigung des 

KPG und der AV-JAP unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 

als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 

beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren 

eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken westlicher — beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im La-

gebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 

Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und ge-

eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Ri-

siko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 

bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-

ten können. 

  Gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lagebe-

richts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 

zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 

nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 

Eigenbetriebs abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-

menhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-

fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 

Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-

werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-
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sam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-

weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-

gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 

erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 

können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstä-

tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahres-

abschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs. 

  Führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dar-

gestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-

reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere 

die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zu-

grunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-

rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 

Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben so-

wie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 

ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 

von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-

lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während 

unserer Prüfung feststellen. 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 

Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2018 

befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 KPG haben wir in dem Bestätigungsvermerk auf unsere 

Tätigkeit einzugehen. 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass 

uns keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen 

der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür 

als notwendig erachtet haben. 
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Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandrad über die Erwei-

terung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, 

durchgeführt. 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der 

Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse 

zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen 

Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen." 

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzli-

chen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-

schlussprüfungen. 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb die-

ses Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Offenlegung, Veröf-

fentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten 

Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, so-

fern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen 

wird; auf § 328 HGB wird hingewiesen.   

Der Prüfbericht wird gem. § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von § 32 

WPO wie folgt unterzeichnet: 

 
Hamburg, den 17.Novemberl 2020 
 
RN Revision Nord GmbH & Co.KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Widera    Swinka 
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer  
 
 
Der Prüfungsbericht ist vom Gemeindeprüfungsamt des Kreises Nordfriesland am 
25.01.2021 mit eigener Feststellung zurückgesandt worden. 
 
“Der Jahresabschluss ist in der geprüften Fassung unverändert von der Gemeindever-
tretung festzustellen. 
 
Für die Bekanntmachung gelten die Vorschriften des § 14 Abs. 5 KPG. 
 
Die Vorgaben des § 24 Abs. 1 EigVo, wonach der Jahresabschluss spätestens 6 Mona-
te nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufgestellt ist, wurden wiederum nicht erfüllt. Ich 
erinnere an die Abgabe der Stellungnahme über die Gründe der stetigen Fristversäum-
nis.“ 
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Abstimmungsergebnis: einstimmig dafür 
 
Die Beschlussempfehlung wird unter 1. korrigiert. Hier muss es 2018 und nicht 2017 
heißen (siehe Markierung in fett). 
 
Beschluss: 
 

1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Utersum stellt den Jahresabschluss 
2018 des Kurbetriebes wie folgt fest: 
 
Der Jahresabschluss des Kurbetriebes der Gemeinde Utersum zum 31. Dezem-
ber 2018 wird wie folgt festgestellt: 
 
- Bilanzsumme EUR 1.321.658,30   (Vorj. EUR 1.613.639,70) 
- Erträge  EUR    683.455,52  (Vorj. EUR    670.489,40) 
- Aufwendungen EUR    887.300,55  (Vorj. EUR    768.387,58) 
- Jahresverlust EUR    203.845,03  (Vorj. EUR      97.898,18) 

 
 
Ermittlung der Verlustabdeckung 2018: 
 
Verlustvortrag       EUR    -75.353,32 
Verlustausgleich für 2017     EUR     13.800,00 
Jahresverlust 2018 bzw. -gewinn 2017    EUR  -203.845,03 
Summe       EUR  -265.398,35 
 
Die Gemeindevertretung stellt hierzu fest, dass zur Deckung des fortgeschriebe-
nen Jahresverlustes ein Restbetrag i.H.v. EUR 265.398,35 an den Kurbetrieb zu 
leisten ist. 
 

2. Mit der o.a. Buchung/Verrechnung sowie der Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses 2018 gem. § 14 Abs. 5 des KPA wird der Amtsdirektor des Amtes 
Föhr-Amrum beauftragt. 
 

3. Die Gemeindevertretung beschließt, dem Gemeindeprüfungsamt des Kreises 
Nordfriesland die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RN Revision Nord GmbH & 
Co.KG, Weidestraße 12, 22083 Hamburg, mit der Durchführung der Prüfungsar-
beiten für das Wirtschaftsjahr 2019 vorzuschlagen. 

 
 

 11. Beratung und Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2019 der Gemeinde 
Utersum sowie Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
Vorlage: Uter/000199 

  
Gv Jörg Rosteck berichtet anhand der Vorlage. Er regt im Hinblick auf die Anlagenbuch-
führung die Überarbeitung/Bereinigung der Inventurlisten an. 
 
 
Sachdarstellung mit Begründung: 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Gemeinde Utersum hat den Jahresabschluss 
2019 der Gemeinde Utersum ausweislich des Prüfungsprotokolls beraten und wie folgt 
zum Abschluss in Anlehnung an § 95n GO festgestellt: 
 
Der Haushaltsplan wurde im Wesentlichen eingehalten. Die Abweichungen liegen in 
vertretbarem Rahmen. 
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Die einzelnen Rechnungsbeträge wurden - soweit geprüft - sachlich und rechnerisch 
vorschriftsmäßig begründet und belegt. 
 
Bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie der Vermö-
gens- und Schuldenverwaltung wurde - soweit geprüft – nach den geltenden Vorschrif-
ten verfahren. 
 
Das Vermögen und die Schulden wurden richtig nachgewiesen. 
 
Der Anhang zum Jahresabschluss ist vollständig und richtig. 
 
Dem Jahresabschluss ist der Lagebericht beigefügt. 
 
Die über- / außerplanmäßigen Ausgaben i.H.v. insgesamt 45.224,77 EUR sollen in der 
nächsten Sitzung der Gemeindevertretung genehmigt werden.  
 
Hinweis: Den über- und außerplanmäßigen Ausgaben stehen über- und außerplanmä-
ßige Einnahmen i.H.v. 253.769,95 EUR gegenüber. 
Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben/Einnahmen sind im Wesentlichen auf feh-
lende Ansätze bzw.  Ausweisänderungen von zu buchenden Sachverhalten im Zusam-
menhang mit der engeren Auslegung der GemHVO-Doppik zurückzuführen. 
 
Der Planansatz der ordentlichen Aufwendungen (17) aus der Ergebnisrechnung beträgt 
1.218.500,00 EUR. Dem gegenüber steht das IST mit 1.114.248,99 EUR. In dem IST 
sind die über- und außerplanmäßigen Ausgaben mit enthalten. Der Planansatz wurde 
somit um 104.251,01 EUR überschritten. 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig dafür 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeindevertretung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
Gemeinde Utersum wird von der Bürgermeisterin vorgelegt und wie folgt festgestellt: 
 
Der Jahresabschluss wird auf 5.598.789,66 EUR Bilanzsumme festgesetzt. 
 
Der ausgewiesene Jahresüberschuss beläuft sich auf 108.500,28 EUR. 
 
Der Jahresüberschuss wird der Ergebnisrücklage zugeführt.  
 
Der Bestand an liquiden Mitteln der Gemeinde gegenüber der Einheitskasse beträgt 
zum Jahresabschluss 588.321,97 EUR. 
 
Der Jahresabschluss wird wie vorgelegt anerkannt und beschlossen. 
 
Mit der o.a. Buchung / Verrechnung sowie der Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses gem. § 14 Abs. 5 des KPG wird der Amtsdirektor des Amtes Föhr-Amrum beauf-
tragt. 
 
Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben i.H.v. 45.224,77 EUR werden genehmigt. 
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Bürgermeisterin Schwab bedankt sich bei den Anwesenden und schließt die Sitzung um 
21:56 Uhr. 

 

 
 
 
 
 
 

Göntje Schwab Daniel Schenck 
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